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KURZE BEGRÜNDUNG

Der Verfasser begrüßt zwar die erklärten Ziele der Überarbeitung der 
Düngemittelverordnung, die Ressourceneffizienz zu steigern, für mehr Einheitlichkeit zu 
sorgen, die Abhängigkeit von Rohstoffeinfuhren zu verringern und Anreize für die 
Düngemittelherstellung in der EU zu setzen, weist aber mit Nachdruck darauf hin, dass 
Schwachstellen bestehen, was die geschätzten weiterreichenden Auswirkungen anbelangt. Da 
die Vorschriften einer soliden wissenschaftlichen Grundlage entbehren, sind sie ein 
potenzielles Risiko für die europäischen Hersteller und können überdies von den 
Handelspartnern der EU angefochten werden. Darüber hinaus steht der Vorschlag 
möglicherweise im Widerspruch zum Grundsatz der besseren Rechtsetzung, wonach die 
Politik der EU und das Unionsrecht so gestaltet sein müssen, dass ihre Ziele möglichst 
wirksam und effizient erreicht werden können.

Welthandelskontext

Die EU ist fast vollständig auf Einfuhren von Phosphatgestein angewiesen. Der Vorschlag für 
eine überarbeitete Düngemittelverordnung in der von der Kommission im März 2016 
angenommenen Fassung wird tiefgreifende Auswirkungen auf den Welthandel haben. Vor 
allem könnte durch den vorgeschlagenen unrealistischen Cadmiumgrenzwert der Handel mit 
Ländern, die Phosphatgestein fördern, erheblich gestört werden, und es ist fraglich, ob er mit 
den Vorschriften der Welthandelsorganisation (WTO) vereinbar ist.
Sollten die überarbeiteten Vorschriften in ihrer derzeitigen Form angenommen werden, 
würden die Ausfuhrströme zahlreicher Entwicklungsländer ernsthaft eingeschränkt. Die 
meisten Länder, die Phosphatgestein in die EU ausführen, sind nicht in der Lage, die von der 
Kommission vorgeschlagenen Grenzwerte einzuhalten. Die vorgeschlagenen Grenzwerte 
bergen das Potenzial, bilaterale Handelsspannungen zu verschärfen, und könnten ein WTO-
Streitbeilegungsverfahren zur Folge haben. Außerdem können durch sie Engpässe bei 
Phosphatgestein, das für die Herstellung von Düngemitteln mit CE-Kennzeichnung geeignet 
ist, verschärft werden, was wiederum nachteilige Auswirkungen auf die Hersteller von 
Phosphatdüngern in der EU hätte, die vollständig auf eingeführtes Phosphatgestein 
angewiesen sind.
In diesem Zusammenhang schlägt der Verfasser vor, zusätzliche Maßnahmen zur Gewährung 
befristeter Ausnahmen zu ergreifen, durch die es der Industrie ermöglicht würde, sich an die 
veränderten rechtlichen Rahmenbedingungen anzupassen. Mit einem wissenschaftlich 
begründeten durchschnittlichen Grenzwert von 80 mg Cd/kg für Phosphatgestein würde für 
die Einhaltung der WTO-Vorschriften gesorgt, und in der Folge träten weniger 
Handelsspannungen auf. 

Fazit

Den Bemühungen der EU-Unternehmen, ihre Abhängigkeit von Einfuhren zu überwinden, 
mehr Einfuhrquellen auf dem Weltmarkt zu erschließen und der Abhängigkeit von wenigen 
Rohstoff-Einfuhrquellen, durch die die Preise verzerrt werden, zu entgehen, dürfen die 
aktualisierten Vorschriften nicht zuwiderlaufen. Ebenso wenig darf die Kohärenz der 
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politischen Maßnahmen der EU, die sich auf die südlichen Nachbarländer beziehen, 
beeinträchtigt werden.
Der Verfasser bedauert, dass die Kommission nicht ausreichend auf die Befürchtung eingeht, 
wonach durch die vorgeschlagenen Maßnahmen die Strukturen im internationalen 
Rohstoffhandel erheblich verzerrt werden könnten. Nach Auffassung des Verfassers könnten 
durch Cadmiumgrenzwerte, die nicht auf einer vertrauenswürdigen wissenschaftlichen 
Grundlage festgelegt werden, die Glaubwürdigkeit der EU gegenüber ihren Handelspartnern 
schwer beschädigt, die Rohstoffbeschaffung beeinträchtigt, der Verlauf internationaler 
Handelsströme verändert und die Industrie der EU irreparabel geschädigt werden.

Insbesondere Drittländer mit einer Monopolstellung bei Rohstoffvorkommen könnten 
versuchen, ihre privilegierte Stellung und die durch die Verordnung vorgeschriebenen 
Grenzwerte auszunutzen, um das Rohstoffangebot weiter zu verknappen und ihren 
Marktanteil bei Fertigdüngern zu steigern. Für die EU ergäbe sich daraus eine Abhängigkeit 
von der Einfuhr von Fertigdünger, was Auswirkungen auf die Ernährungs- und 
Lebensmittelsicherheit hätte.

Folglich sollte die Kommission negative Auswirkungen der geplanten Maßnahmen auf den 
Markt und den Handel verstärkt überwachen, über sie berichten und ihnen beherzter 
entgegentreten, um stetigen, erschwinglichen Zugang zu Rohstoffen zu sichern und so dafür 
zu sorgen, dass wirksamer Wettbewerb herrscht und die EU-Düngemittelindustrie 
wettbewerbsfähig ist. Besonderes Augenmerk ist auf Verzerrungen wie Doppelpreissysteme, 
regulierte Inlandspreise, Ausfuhrbeschränkungen, Ausfuhrzölle sowie monopolistische oder 
oligopolistische Strukturen in der Rohstoffindustrie von Drittländern zu legen. Schließlich ist 
die Zahl der Phosphatgesteinvorkommen weltweit begrenzt, und zu vielen dieser Vorkommen 
haben die EU-Hersteller keinen Zugang. Der Verfasser möchte daher die Kommission 
ersuchen, die ihr zur Verfügung stehenden Instrumente so anzuwenden, dass eine möglichst 
reibungslose Rohstoffversorgung sichergestellt wird.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 
Binnenmarkt und Verbraucherschutz, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 60 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(60a) Die etwaigen ungünstigen 
wirtschaftlichen und sozialen 
Auswirkungen dieser Verordnung auf die 
Wirtschaft von europäischen 
Nachbarländern und 
Entwicklungsländern, die in hohem Maße 
auf die Ausfuhr von Phosphatgestein und 
Düngemitteln angewiesen sind, müssen 
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bewertet und abgeschwächt werden. Die 
Kommission sollte die erforderlichen 
Maßnahmen einleiten, damit Recycling 
sowie Techniken und Verfahren für die 
industrielle Cadmiumabscheidung 
begünstigt werden und die Bedingungen 
für die CE-Kennzeichnung erfüllt werden 
können. Es sollten auch 
Finanzierungsmöglichkeiten für 
Verfahren zur Cadmiumabscheidung 
geboten werden, und zwar insbesondere 
unter Rückgriff auf das 
Forschungsprogramm Horizont 2020 und 
die Außenfinanzierungsinstrumente der 
Europäischen Investitionsbank.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 60 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(60b) Phosphatgestein wurde aufgrund 
der starken Abhängigkeit der EU von 
Einfuhren von der Kommission als 
kritischer Rohstoff eingestuft. Deshalb 
müssen die Auswirkungen dieser 
Verordnung auf den Zugang zum 
Rohstoffangebot im Allgemeinen, auf die 
Verfügbarkeit von Phosphatgestein im 
Einzelnen und – in beiden Fällen – auf 
die Preise überwacht werden. Werden bei 
einer solchen Bewertung negative 
Auswirkungen festgestellt, sollte die 
Kommission die von ihr als geeignet
erachteten Maßnahmen zur Beseitigung 
dieser Handelsverzerrungen ergreifen.

Begründung

Phosphatgestein wird als kritischer Rohstoff eingestuft, da seine große wirtschaftliche 
Bedeutung für die EU mit einem hohen Versorgungsrisiko einhergeht. Die Kommission sollte 
nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung deren Auswirkungen auf den Zugang zu 
Phosphatgestein sowie die Verfügbarkeit und die Preise von Phosphatgestein überwachen 
und darüber Bericht erstatten. Außerdem sollte sie Maßnahmen zur Beseitigung von 
Handelsverzerrungen ergreifen dürfen.
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Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 44 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 44a

Überwachung, Berichterstattung und 
Unterstützung

Bis zum … [Datum des Inkrafttretens 
dieser Verordnung] und danach alle fünf 
Jahre übermittelt die Kommission dem 
Europäischen Parlament und dem Rat 
einen Bericht mit einer Bewertung der 
Auswirkungen dieser Verordnung auf 

– die Sicherheit der Rohstoffversorgung, 
die Verfügbarkeit von Phosphatgestein, 
die Preise und die Wirtschaftsakteure in 
der EU, insbesondere KMU, sowie 

– die Wirtschaft von Ländern der 
Europäischen Nachbarschaft und 
Entwicklungsländern, die in hohem Maße 
auf die Ausfuhr von Phosphatgestein und 
Düngemitteln angewiesen sind. Berichtet 
wird darin auch über die Entwicklung 
von Verfahren zur Cadmiumabscheidung 
und Tendenzen bei der Phosphateinfuhr. 

Die Kommission ergreift die geeigneten 
Maßnahmen, um die Wirtschaftsakteure 
in der EU bei der Anpassung an die 
Anforderungen dieser Verordnung zu 
unterstützen, wozu auch zählt, dass der 
Zugang zu EU-
Finanzierungsmöglichkeiten verbessert 
wird.

Damit etwaige negative Auswirkungen 
abgeschwächt werden und die Erfüllung 
der Bedingungen für die CE-
Kennzeichnung erleichtert wird, stellt die 
Kommission den Ländern der 
Europäischen Nachbarschaft technische 
und finanzielle Unterstützung bereit, um 
u. a. Recycling sowie Techniken und 
Verfahren für die industrielle 
Cadmiumabscheidung zu fördern.
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Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Teil II – PFC 7 – Nummer 3 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Mischung darf keine Änderung 
der Art der einzelnen Komponenten-
Düngeprodukte bewirken:

3. Die Mischung darf keine Änderung 
der Funktion der einzelnen Komponenten-
Düngeprodukte bewirken:
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